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Die vorliegende Dissertation habe ich während eines Stipendien-
jahres am Europakolleg in Brügge begonnen und 1972 in Bonn ab-
geschlossen. 

Herrn Bundesverfassungsrichter a. D. Professor  Dr. Dr. h. c. Ernst 
Friesenhahn, der diese Arbeit betreut hat, b in ich zu großem Dank 
verpflichtet. 

Der Kommission der Europäischen Gemeinschaften möchte ich für 
die Gewährung eines Zuschusses für die Veröffentlichung  der Arbeit 
auch an dieser Stelle danken. 

Bonn, im November 1973 

Hans Eberhard  Birke 
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Einleitung 

Walter  Hallstein  hat i n seinen „Europäischen Erfahrungen und Er-
kenntnissen" das entscheidend Neue hervorgehoben, was die Euro-
päischen Gemeinschaften gegenüber früheren  Versuchen auszeichnet, 
Europa zu einigen: Nicht Gewalt, nicht Unterwerfung  ist als Mi t te l 
eingesetzt; die Majestät des Rechts soll schaffen,  was Blut und Eisen 
in Jahrhunderten nicht vermochten1. 

Leicht w i rd diese Aufgabe nicht sein. Uber ein Jahrhundert lang hat 
der Nationalismus als Ordnungsprinzip das Schicksal Europas geformt. 
Die gegenseitige Abkapselung hat gerade auch die Rechtsordnungen 
der europäischen Staaten erfaßt und einen zwischenrechtlichen Verkehr 
nur noch durch „Kollisions"-normen zu ermöglichen gewußt. Wenn es 
nunmehr gilt, eine „Gemeinschaftsrechts"-ordnung zu errichten, erfor-
dert dies von allen Staaten, die sich in den Europäischen Gemeinschaften 
zusammengefunden haben, einen mühevollen Anpassungsprozeß. Das 
w i rd besonders deutlich, wenn die Rechtslage eines der Mitgliedstaaten 
grundlegende Besonderheiten aufweist und seine Einordnung in die 
Gemeinschaft Probleme aufwirft,  die nicht von einer allen Mitgliedern 
gemeinsamen Basis aus gelöst werden können. 

Ein Beispiel dafür ist die deutsche Bundesstaatlichkeit unter den 
andern einheitsstaatlich geordneten Mitgliedsländern. Zwar scheint 
auf den ersten Blick eine gewisse Gemeinsamkeit mi t dem Staatsaufbau 
der italienischen Republik vorzuliegen, deren Autonome Regionen u. a. 
für die Gesetzgebung und Verwaltung auf dem Gebiet der Landwir t-
schaft, einem Kernbereich des Gemeinsamen Marktes, zuständig sind2. 
Dieser Eindruck erweist sich jedoch als unzutreffend.  I n den Statuten 
der Regionen ist ausdrücklich festgelegt, daß diese ihre Befugnisse nur 
unter Achtung der internationalen Verpflichtungen des Staates aus-

1 Der unvollendete Bundesstaat. Europäische Erfahrungen und Erkennt-
nisse, S. 33 ff. 

2 Ar t . 116 ff.  der italienischen Verfassung vom 1. Januar 1948. 
Ob i n Zukunf t Belgien, das auf Grund der Verfassungsänderungen vom 

31.12.1970 i n drei Regionen untertei l t worden ist (Art. 107 quater der belgi-
schen Verfassung),  eine Dezentralisierung erfahren  wi rd, die über die K u l -
turautonomie der Sprachgruppen hinaus das Wirtschaftsleben des Staates 
erfaßt, bleibt bis zum Erlaß der Ausführungsgesetze (Art. 107 quater Abs. 2) 
abzuwarten. 
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üben dürfen 3. Nach allgemeiner Auffassung  ist der Staat zum Abschluß 
und zur Ausführung völkerrechtlicher Verträge auch im Kompetenz-
bereich der Regionen befugt 4. Die Verfassungswirklichkeit  i n Ital ien ist 
nicht zuletzt auf Grund der Rechtsprechung des Verfassungsgerichts-
hofes eindeutig zentralistisch geprägt. Der Regionalismus wurde zu-
gunsten des in Art . 5 der Verfassung niedergelegten Einheitsprinzips 
zunehmend zurückgedrängt 5; er w i r f t  für die europäische Integration 
des italienischen Staates keine besonderen Probleme auf. 

Für die Bundesrepublik Deutschland läßt demgegenüber der Zu-
sammenschluß in den Europäischen Gemeinschaften, der nicht mehr als 
eine erste Etappe auf dem Weg zur europäischen Einigung ist, bereits 
erkennen, wie schwierig es werden kann, den föderalistischen Staats-
aufbau mit der europäischen Integration i n Einklang zu bringen. Die 
Tatsache, daß die Verträge zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaften — wenn auch nur sporadisch — Kompetenzen und Mi tw i r -
kungsrechte der Länder berühren, hat diese nämlich dazu veranlaßt, 
auch i m europäischen Rahmen neben dem Gesamtstaat — und nicht 
selten gegen ihn — ihre Stellung als Träger eigener staatlicher Gewalt 
geltend zu machen. Dieser Vorgang, der in den beiden ersten Teilen der 
Arbeit beschrieben wird, dürfte vor allem darin seine Ursache haben, 
daß keine Klarheit darüber besteht, ob und in welcher Form der Bund 
auch Hoheitsrechte der Länder in die Europäischen Gemeinschaften ein-
bringen durfte.  Diese Fragen werden im dritten Tei l der Arbeit be-
handelt; dabei w i rd zugleich eine Grundlage gewonnen, von der aus 
schließlich im vierten Tei l Einzelfragen, die für die Staatspraxis von 
besonderer Bedeutung sind, erörtert werden. 

8 „ . . . rispetto degli obl ighi internazionali . . D i e s e r Grundsatz fehlt nur 
i m Statut der Region Sizilien. M i t Ur te i l vom 4.4.1963 hat die Corte costi-
tuzionale aber unter Berufung auf Ar t . 5 der Verfassung festgestellt, daß für 
diese Region nichts Besonderes gi l t und ein von ih r ohne Beachtung des 
Ar t . 93 EWGV erlassenes Subventionsgesetz für nichtig erklärt (Raccolta 
uff iciale  X V I S. 325). 

4 Vgl. z. B. die Urtei le der Corte costituzionale vom 12.5.1960 (Raccolta 
uff iciale  I X S. 309), 11.7.1961 (Raccolta uff iciale  X I I S. 107) und 5.12.1961 
(Raccolta uff iciale  X I I S. 291). La Pergola,  I I I . Convegno d i studi regionali, 
S. 593 m . w . N . 

ß Vgl. insbes. Crisafulli,  La Regione e i l governo, S. 87; Guarino,  IV. Con-
vegno d i studi regionali, S. 91 ff.;  Piras,  IV . Convegno d i studi regionali, 
S. 98 ff. 



Erster  Teil 

Bestandsaufnahme der gemeinschaftsrechtlichen 
Eingriffe  in die föderative Struktur 

Unter „gemeinschaftsrechtlichen Eingriffen  in die föderative Struk-
tur" der Bundesrepublik Deutschland werden solche Regelungen ver-
standen, die der einfache Bundesgesetzgeber nach der innerstaatlich 
gültigen Zuständigkeitsverteilung — d. h. unter Ausklammerung der 
Aspekte der auswärtigen Gewalt oder einer Integrationsgewalt des 
Bundes — nicht treffen  könnte. Ob die Bestimmungen des Vertrages 
über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(EGKSV), des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft (EWGV) und des Vertrages zur Gründung der Euro-
päischen Atomgemeinschaft (EAGV) derartige Regelungen enthalten, ist 
Gegenstand der nachfolgenden Untersuchung. 

I . Verträge und Länderkompetenzen 

1. Erziehungs- und Ausbildungswesen 

Die den Europäischen Gemeinschaften gestellte Aufgabe, die Wir t -
schafteräume der Mitgliedstaaten in einem lebens- und entwicklungs-
fähigen Organismus aufgehen zu lassen, läßt sich angesichts der existenz-
entscheidenden Abhängigkeit der modernen Wirtschaft  vom Stand der 
wissenschaftlichen und technischen Kenntnisse nur durchführen,  wenn 
auch das Erziehungs- und Ausbildungswesen in den Integrationsprozeß 
einbezogen werden kann. Zwar sind den Gemeinschaftsorganen insoweit 
nur verhältnismäßig wenig Einwirkungsmöglichkeiten zugewiesen; die 
Bestimmungen aber, die diesen Bereich gemeinschaftsrechtlich regeln, 
könnten ausschließliche Länderkompetenzen berühren 1. 

1 Von einer (ausschließlichen) „Kul turhohei t der Länder" kann zwar seit 
dem 22. Änderungsgesetz vom 12. Ma i 1969 (BGB1.I S.363) weniger denn je 
zuvor gesprochen werden; es ist insbesondere auf das Recht des Bundes zu 
verweisen, Rahmenvorschriften  über die allgemeinen Grundsätze des Hoch-

2 Birke 


